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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu dem Gesetzentwurf 

- Drucksachen 12/2480, 12/2695, 12/2944 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vermögensgesetzes und anderer 
Vorschriften 

(Zweites Vermögensrechtsänderungsgesetz - 2. VermRÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Die ungeklärten Eigentums- und Vermögensfragen tragen in viel- 
facher Weise zur psychischen Belastung vieler Bürgerinnen und 
Bürger in den neuen Ländern bei, die Angst davor haben, ihr 
Haus oder ihre Wohnung nicht behalten zu können. 

Sie bilden außerdem ein wesentliches Hindernis für den wirt- 
schaftlichen Aufschwung in den neuen Ländern, weil sie Investi- 
tionen blockieren und damit die Schaffung von Arbeitsplätzen 
verhindern. 

Das am 29. März 1991 in Kraft getretene Gesetz zur Beseitigung 
von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unternehmen und zur 
Förderung von Investitionen (sog. Hemmnisbeseitigungsgesetz) 
hat die von der Mehrheit des Deutschen Bundestages darin 
gesetzten Erwartungen nicht erfüllt: 

— Erst ca. 3 % der eingereichten ca. 1,1 Mio. Rückgabeanträge für 
etwa 2,5 Mio. Grundstücke, Häuser oder andere Vermögensge- 
genstände sind überhaupt bearbeitet, 

— die meisten der den Gemeinden zustehenden Grundstücke 
sind noch immer nicht zurückgegeben; der Streit zwischen 
Bundesbehörden und Länderbehörden sowie Gemeinden 
dauert an, 

— Investitionsvorrangbescheide sind in kaum bemerkbarem Um- 
fang erteilt worden, 

— Ferienheime und Hotels stehen in großer Zahl wegen unge- 
klärter Eigentums- und Vermögensverhältnisse ungenutzt und 
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ungeöffnet leer, obwohl eine große Nachfrage an Urlaubsplät- 
zen besteht und durch die Öffnung dieser Heime die gerade an 
der Ostsee und in anderen Urlaubsgebieten bestehende hohe 
Arbeitslosigkeit abgebaut werden könnte, 

— über 100 000 Wohnungen stehen wegen der ungeklärten 
Eigentums- und Vermögensfragen unvermietet leer, obwohl 
sie dringend benötigt werden. 

II. , 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß alle Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden müssen, daß die Klärung der Eigentums- 
und Vermögensfragen möglichst schnell erfolgt und spätestens 
bis Ende 1993 abgeschlossen ist. 

Das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz (2. VermRÄndG, 
Drucksache 12/2695) enthält eine Reihe von Verbesserungen und 
Beschleunigungsmöglichkeiten; z. B. 

— verstärkt es die Mögüchkeiten der Gemeinden, flächenbe- 
zogene Investitionsbescheide auszustellen; 

— beseitigt es die rechtliche Unsicherheit bei einigen Gruppen 
von Hausbesitzern, die Haus oder Grundstück redlich erwor- 
ben haben; 

— klärt es einige Streitfragen des bisherigen Rechts, vereinfacht 
einige Verfahrensgänge und beseitigt einige Unklarheiten bei 
der Zuständigkeit der am Verfahren beteiligten Behörden. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— durch deutliche Personalaufstockung in ihrem Zuständigkeits- 
bereich (insbesondere bei dem Bundesvermögensamt und den 
für die Zuordnungsfragen zuständigen Oberfinanzdirektionen) 
und durch verstärkte Verwaltungshilfe (Personalkostenzu- 
schüsse, Qualifizierungsmaßnahmen etc.) für die Behörden, die 
ebenfalls an der Bearbeitung der offenen Vermögensfragen 
und der Erstellung von Investitionsvorrangbescheiden beteiligt 
sind, unverzüglich dafür zu sorgen, daß die bei der Vermögens- 
zuordnung aufgetretenen und die mit der Entscheidung „Rück- 
gabe vor Entschädigung bei Vorrang besonders bevorrechtig- 
ter Investitionen im Einzelfall " verbundenen Schwierigkeiten 
für Antragsbearbeitung und Investitionen bis spätestens Ende 
1993 überwunden sind, und 

— durch die Vorlage eines angemessenen Entschädigungsgeset- 
zes spätestens zum 1. September 1992 sowie 

— durch Weisungen an die zuständigen Behörden in ihrem Ver- 
antwortungsbereich Streitfragen bei der Zuordnung kommuna- 
ler Grundstücke kommunalfreundlich zu entscheiden, 

für die Umsetzung dieser Verbesserungen zu sorgen. 

III. 

Das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz bietet jedoch ins- 
gesamt noch zu wenig Instrumente zur unverzüglichen Klärung 
der Eigentums- und Vermögensfragen und damit zur Überwin- 
dung der bestehenden psychischen Belastungen und Investitions- 
hemmnisse in den neuen Ländern, weil 
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— auch die Regelungen dieses Gesetzes viel zu kompliziert sind, 
um durch die Verwaltungen in den neuen Ländern ohne Pro- 
bleme umgesetzt zu werden, 

— das starre Festhalten an der auch dem Zweiten Vermögens- 
rechtsänderungsgesetz zugrundeliegende Entscheidung für 
den Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung bei Vorrang be- 
sonders bevorrechtigter Investitionen nach Einzelfallentschei- 
dung" die für die notwendige schnelle Überwindung der be- 
stehenden Schwierigkeiten erforderliche Verwaltungsverein- 
fachung und -beschleunigung nur bis zu einem gewissen Maße 
zuläßt. 

Bei Festhalten an diesem Grundprinzip werden vielmehr die zur 
Entscheidung der heute schon eingereichten über 1,1 Mio. An- 
träge in jedem Einzelfall notwendigen vielfältigen Prüfungs-, 
Anhörungs- und zusätzlichen Bearbeitungsschritte auch weiter- 
hin die zuständigen Verwaltungen überfordem und damit mög- 
liche und notwendige Investitionen blockieren. 

Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung 
auf, dem Deutschen Bundestag bis zum 1. Februar 1993 zu berich- 
ten, wie viele der vorliegenden Anträge bis zum 31. Dezember 
1992 bearbeitet und entschieden werden konnten und damit dar- 
über Auskunft zu geben, ob das Ziel der Klärung der Eigentums- 
und Vermögensfragen spätestens bis Ende 1993 erreicht werden 
kann. Wenn dies nicht möglich ist, erwartet der Deutsche Bundes- 
tag die unverzügliche Vorlage weitergehender Gesetzesvor- 
schläge mit dem Ziel der Korrektur der Grundentscheidung 
„Rückgabe vor Entschädigung". 

Bonn, den 26. Juni 1992 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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